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Antwort 
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— Drucksache 12/8540 — 


Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Deutschiand mit Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) und der Gemeinschaftsinitiativen HUMANRESSOURCEN 
1989 bis 1994 


Bereits in seinem Bericht über das Haushaltsjahr 1992 stellte der Euro- 
päische Rechnungshof beträchtliche Funktionsmängel hinsichthch der 
finanziellen Verwaltung der Durchführung von Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit in den Mitgliedstaaten fest. 

In dem Bericht wird unter anderem die besonders unzureichende Mittel- 
verwendung durch die deutsche Administration kritisiert. So bezwei- 
felte der Europäische Rechnungshof, daß es 1993 möglich sein werde, 
die bereitgestellten Mittel auszuschöpfen. Dabei wird beispielsweise auf 
die zu enge Auslegung des Begriffs Arbeitslosigkeit der Bundesanstalt 
für Arbeit hingewiesen, wodurch z. B. Arbeitslose, die keine Arbeits- 
losenunterstützung empfangen sowie die Personen, die an Programmen 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit teilnehmen, nicht erfaßt werden. 

Doch auch von seiten der unmittelbar Beteüigten gibt es Kritik an der 
deutschen Verfahrenspraxis. So tragen die Belegformen und der Ver- 
waltungsaufwand dazu bei, die Durchführung von Maßnahmen erheb- 
hch zu erschweren. Am Beispiel der Gemeinschaftsinitiative NOW 
räumte die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 12/5528) schwere 
Versäumnisse ein. Demnach gibt es keine Richtiinien zur Abstimmung 
zwischen dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung und der 
Bundesanstalt für Arbeit, die eine Verwaltungs Vereinfachung oder auch 
nur ein einheithches Belegwesen (z. B. Form der Bewilligungsbescheide 
der Maßnahmen oder Nachweis über Leistungen der Bundesanstalt für 
Teünehmerinnen und Teilnehmer) zulassen würde. 

Die Verfahrenspraxis zur Auszahlung der Jahrestranchen (Raten) für die 
Projekte ist seitens des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung vor allem an die entsprechende Vorlage des Nachweises der natio- 
nalen Kofinanzierung (z. B. in Form eines Vorabentscheides) gebunden. 
Dies ist jedoch angesichts der unkoordinierten Verfahrenspraxis für 
viele Maßnahmen nicht zu realisieren, da der Nachweis der nationalen 
Kofinanzierung in vielen Fällen über einen Nachweis der Leistungen 
der Bundesanstalt für Arbeit zu erbringen ist. Im vorhinein kann dieser 
Nachweis aber nicht erbracht werden, da nach dem Arbeitsförderungs- 
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gesetz Leistungsbescheide für Teilnehmerinnen und Teilnehmer von 
Maßnahmen stets nach Maßnahmebeginn erstellt werden und nicht als 
Vorabentscheid. 

In der jetzigen Wahlperiode wurde die Bundesregierung mehrfach nach 
der Umsetzung und den Erfolgen des ESF zur Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit in Deutschland, speziell bei Frauen, befragt. In ihren Antwor- 
ten hat sie wiederholt darauf hingewiesen, daß statistische Auskünfte, 
gesicherte Erkenntnisse und Bewertungen erst 1994, nach Abschluß der 
meisten Maßnahmen, erfolgen können. 

Diese Kleine Anfrage verfolgt den Zweck, die Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit in Deutschland mit Hilfe der EU-Mittel für die Ziele 3 und 4 des 
Europäischen Sozialfonds, den ESF-Mitteln im Gemeinschaftlichen För- 
derkonzept (GFK) für die neuen Bundesländer sowie die frauenspezifi- 
schen Ergebnisse der vergangenen Förderperiode näher zu ergründen. 

Dies nicht zuletzt vor dem Hintergrund, daß derzeit die OperationeUen 
Programme und Gemeinschaftlichen Förderkonzepte für die Zeit 1995 
bis 1999 auf nationaler und europäischer Ebene erstellt und beraten 
werden. Wir gehen davon aus, daß die neuen Leitlinien, ZielvorsteUun- 
gen, Förderschwerpunkte und Zielgruppendefinitionen sowie die Ver- 
gabe- und Verwaltungsstrukturen in der Bundesrepubhk Deutschland 
auf der Grundlage der Erfahrungen des vorherigen Förderzeitraums 
1989 bis 1993/1994 erstellt werden und somit die Bundesregierung über 
gesicherte Erkenntnisse aus Bund und Ländern verfügt. 


Vorbemerkung 

Die den Fragen dieser Kleinen Anfrage vorangestellte Einleitung 
enthält Aussagen, die so nicht richtig sind. Der Europäische Rech- 
nungshof stellt in dem zitierten Bericht über das Haushaltsjahr 
1992 selbst keine „beträchtlichen Funktionsmängel hinsichtlich 
der finanziellen Verwaltung der Durchführung von Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit in den Mitgliedstaa- 
ten fest", sondern verweist lediglich auf von der Kommission 
durchgeführte Bewertungen über unter die Ziele 3 und 4 der 
Strukturfonds fallende Aktionen, die „allgemeine Funktions- 
mängel" deutlich gemacht hätten und „ernsthafte Zweifel an der 
Wirksamkeit des von der Kommission für den ESF zugrunde ge- 
legten Ansatzes bei der Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
von Personen über 25 Jahre aufkommen (ließen)" (Amtsblatt C 
Nr. 309 vom 16. November 1993, S. 126 f.). Der Europäische Rech- 
nungshof hat somit lediglich auf Bewertungen zurückgegriffen, 
die von der Kommission beauftragte Stellen gemacht haben. Eine 
der Ursachen für diese Mängel sei, so diese Bewertungen, die zu 
enge Auslegung des Begriffs der Arbeitslosen. Deutschland und 
die Bundesanstalt für Arbeit werden in diesem Zusammenhang, 
anders als in der Kleinen Anfrage unterstellt, nicht erwähnt. 
Aufgrund der zahlreichen Prüfungen war dem Europäischen 
Rechnungshof bewußt, daß der Förderrahmen bei der Umsetzung 
des Europäischen Sozialfonds in Deutschland weiter als der des 
Arbeitsförderungsgesetzes ist und daß aus Mitteln des Europäi- 
schen Sozialfonds Maßnahmen und Personen gefördert werden, 
die nach dem Arbeitsförderungsgesetz nicht förderfähig sind. 
Somit wird sichergestellt, daß die Bedingung der Zusätzlichkeit 
der Strukturfondsinterventionen (keine Refinanzierung nationaler 
Leistungen) auch qualitativ erfüllt wird. Auf Deutschland trifft also 
das Gegenteil dessen zu, was in der Kleinen Anfrage suggeriert 
wird. 


*) Der Einsatz der Strukturfonds, des wichtigsten Instruments der Gemeinschaft 
zur Stärkung ihres wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, konzentriert 
sich auf fünf Ziele; (Vor der Revision der Strukturfondsverordnung im Juli 
1993) Ziel 3: Beämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit; Ziel 4: Eingliederung der 
Jugendlichen in das Erwerbsleben. 
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Auch der Vorwurf der unzureichenden Mittelverwendung wird 
durch den Bericht des Europäischen Rechnungshofes nicht belegt. 
Vielmehr stellt der Europäische Rechnungshof fest, „daß sich die 
Mittelverwendung allgemein verbessert hat . . wenn sie auch bei 
bestimmten Mitgliedstaaten (Deutschland, Griechenland und Ita- 
lien) niedrig geblieben ist"' (Amtsblatt C Nr. 309 vom 16. Novem- 
ber 1993, S. 126). Hierzu merkt die Kommission an, daß „im Falle 
Deutschlands die 1991 zu verzeichnende unterdurchschnittlich 
geringe Mittelausschöpfung im Vergleich zu den über dem Ge- 
meinschaftsdurchschnitt liegenden Werten des Vorjahres als Aus- 
nahmeerscheinung anzusehen (ist)." Die Begründung hierfür 
liege u. a. darin, „daß die nationalen Behörden in diesem Jahr 
schwerpunktmäßig die Einleitung der neuen Programme in der 
ehemaligen DDR vorangetrieben haben..." (ebenda, S. 298). 
Trotz der Konzentration auf die neuen Bundesländer können die 
in der abgelaufenen Förderperiode 1989 bis 1993 Deutschland im 
Rahmen von Ziel 3 und Ziel 4 sowie der Sonderverordnung für die 
neuen Bundesländer 1991 bis 1993 zur Verfügung gestellten ESF- 
Mittel vollständig gebunden werden. Hinsichtlich der Gemein- 
schaftsinitiativen HUMANRESSOURCEN (Förderzeitraum 1992 
bis 1993) wurden für 95,7 v. H. der Mittel rechtlich verbindliche 
Verpflichtungen eingegangen. 

Ebenfalls nicht d^n Tatsachen entspricht die Aussage, daß die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 12/5528) 
„schwere Versäumnisse" bei der Umsetzung der Gemeinschafts- 
initiative HUMANRESSOURCEN eingeräumt habe. Sie hat viel- 
mehr darauf hingewiesen, daß die verwaltungsmäßige Durchfüh- 
rung der Gemeinschaftsinitiativen wegen der Entwicklung trans- 
nationaler Partnerschaften mit der Erfordernis der Abstimmung 
mit den anderen EG-Mitgliedstaaten und der Verstärkung ande- 
rer Gemeinschaftsprogramme, deren Fördervoraussetzungen mit 
denen der Strukturfonds nicht übereinstimmen, aufwendig ist und 
auch bei den Projektträgern angesichts des von der Kommission 
gesetzten Anspruchsniveaus professionelle Kompetenz und Er- 
fahrung voraussetzt. Hierbei hat sie auch unterstrichen, daß sie an 
das Gemeinschaftsrecht, die sonstigen rechtlichen Vorgaben der 
Europäischen Kommission und die Bundeshaushaltsordnung ge- 
bunden ist. Bei Nichtbeachtung der Gemeinschaftsvorschriften 
müssen folghch die Bundesregierung mit einem Anlastungsver- 
fahren seitens der Kommission und die Träger mit einer Rückzah- 
lung der ihnen nicht rechtmäßig überwiesenen Mittel rechnen. 
Insbesondere hat die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die 
o. g. Kleine Anfrage darauf hingewiesen, daß die Auszahlung der 
ESF-Mittel an die Träger von dem Nachweis der national einge- 
setzten Kofinanzierung abhängig ist, denn die Gemeinschaft 
gewährt immer nur eine Teilfinanzierung der zuschußfähigen 
Kosten einer Gesamtmaßnahme. Von dieser rechtlich bindenden 
Vorgabe kann die Bundesregierung nicht abweichen. Dies ergibt 
sich aus den Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu § 44 Abs. 1, 
§ 44 a der Bundeshaushaltsordnung, wo unter Nummer 1.2 der Be- 
willigungsvoraussetzungen ausdrückhch festgehalten wird, daß 
eine Anfinanzierung von Vorhaben, deren Gesamtfinanzierung 
nicht gesichert ist, unzulässig ist. 
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Die vorliegende Kleine Anfrage bezieht sich auf die Jahre 1989 bis 
1994. Hierzu muß angemerkt werden, daß 1994 das erste Jahr des 
neuen Förderzeitraums ist, der sich über sechs Jahre bis Ende 
1999 erstreckt und auf den die im Juli 1993 vom Rat revidierten 
Strukturfondsverordnungen Anwendung finden. Die neue Förde- 
rung läuft gerade an; Aussagen können noch nicht getroffen 
werden. Alle Angaben, die nachstehend gemacht werden, gelten 
somit grundsätzlich für den Förderzeitraum 1989 bis 1993, unab- 
hängig davon, daß sich die Ausfinanzierung und Abwicklung be- 
willigter Projekte teilweise bis Ende 1995 erstrecken kann. 

Zusätzlich ist auf folgendes hinzuweisen: 

1989 bis 1993 war kein einheitlicher Förderzeitraum. Die An- 
gaben zur ESF-Förderung im Rahmen der Ziele 3 und 4 beziehen 
sich auf den Zeitraum 1990 bis 1993; 1989 war ein Übergangsjahr, 
in dem aufgrund einer Ausnahmeregelung das bis 1988 geltende 
ESF-Förderrecht angewandt wurde. Für die neuen Bundesländer 
galt ein dreijähriger Förderzeitraum 1991 bis 1993; die für das 
Jahr 1993 unter den Zielen 3 und 4 sowie die in den neuen Bun- 
desländern bewilligten Maßnahmen können bis Ende 1995 aus- 
finanziert werden. Für die Gemeinschaftsinitiativen HUMANRES- 
SOURCEN erstreckte sich der eigentliche Förderzeitraum nur auf 
die Jahre 1992 bis 1993 mit der Möglichkeit der Ausfinanzierung 
bis Ende 1994. 


1. In ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage verschiedener Abgeord- 
neter in Drucksache 12/3424 hat die Bundesregierung in Übersicht 
1 die für die Bundesrepublik Deutschland genehmigten ESF- 
Zuschüsse aufgeteilt nach Leitiinienpunkten dargestellt. 

Wie viele ESF-Mittel, Bundes- und Landesmittei sind im Zeitraum 
1989 bis heute zur Umsetzung der ESF-Leithnien zu den Zielen 3 
imd 4 ausgeschüttet worden (aufgeteilt nach Leitlinien, Ländern, 
Trägerstrukturen, Anzahl der geförderten Personen, Zielgruppen, 
Geschlecht, Alter und Bildimg sab Schluß sowie im Verhältnis zu den 
vorgesehenen Mitteln für die Bundesrepublik Deutschland)? 


Ergänzend zu den in der Drucksache 12/3424 enthaltenen Über- 
sichten, die sich bezüglich der Ziele 3 und 4 auf den Zeitraum 
1989 bis 1992 beziehen, geben die anliegenden, nach Bund und 
Ländern sowie Förderschwerpunkten gegliederten Finanzpläne 
den Einsatz des Sozialfonds im Rahmen der Ziele 3 und 4 im Jahr 
1993 in Deutschland (West) wieder, wobei, wie bereits oben ange- 
merkt, die Mittel bis Ende 1995 an die Projektträger oder die 
geförderten Personen ausgezahlt werden können. 

Der Europäische Sozialfonds hat im Rahmen der Gemeinschaft- 
lichen Förderkonzepte für die Ziele 3 und 4 im Zeitraum 1990 bis 
1993 in einem Umfang von 933 Mio. ECU Zuschüsse gewährt. 
Dem entsprach ein gesamtes Programmvolumen von etwa 2 246 
Mio. ECU, wovon 881 Mio. ECU vom Bund und 432 Mio. ECU von 
den Ländern aufgebracht wurden. Eine erste Übersicht läßt 
erkennen, daß die Mittel gemäß den geplanten Förderschwer- 
punkten eingesetzt worden sind. Da die Interventionen im Rah- 
men des Gemeinschaftlichen Förderkonzepts für 1993 noch nicht 
abgeschlossen sind, beschränken sich die folgenden Ausführun- 
gen auf den Zeitraum 1990 bis 1992. 
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Im Zeitraum 1990 bis 1992 beteiligte sich der Europäische Sozial- 
fonds mit 639 Mio. ECU an Aktionen im Rahmen der Ziele 3 und 4, 
deren öffentliche Gesamtaufwendungen ungefähr 1 597 Mio. ECU 
betragen haben, wozu wiederum der Bund 564 Mio. ECU und die 
Länder 394 Mio. ECU beigetragen haben. 

Der Betrag des Europäischen Sozialfonds wurde im Verhältnis von 
51 : 49 V. H. zwischen Bund und Ländern auf geteilt. Innerhalb der 
Länder erfolgte die Aufteilung nach dem Schweregrad der 
Arbeitsmarktprobleme, zu dessen Messung ein synthetischer 
Indikator aus Gesamt-, Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit 
benutzt wurde. Der Aufteilung zwischen Bund und Ländern lag 
die Absicht zugrunde, einerseits die Länder bei der Entwicklung 
oder Weiterentwicklung einer eigenständigen Arbeitsmarktpoli- 
tik zu unterstützen, andererseits auch zur auf Bundesebene ange- 
strebten Erweiterung und Flexibilisierung des Instrumentariums 
der Arbeitsmarktpolitik beizutragen. Dabei war zu berücksich- 
tigen, daß der Bund die überwiegende Verantwortung im Bereich 
der Arbeitsmarktpolitik hat und die Länderaktivitäten regional die 
Maßnahmen des Bundes flankieren. 

Eine im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialord- 
nung im Jahre 1993 durchgeführte Evaluierungs Studie kommt 
dabei zum Ergebnis, daß im Rahmen dieser Aktionen von den 
Ländern etwa 93 000 „Förderjahre"' gefördert werden konnten, 
was bei einer durchschnittlichen Maßnahmedauer von 18 Mona- 
ten etwa 62 000 geförderten Personen entspricht, während die 
Bundesanstalt für Arbeit weitere fast 57 000 Personen gefördert 
hat. Während der Anteil der Frauen bei den Maßnahmen des Bun- 
des bei etwa 50 v. H. lag, betrug er bei den Ländern sogar im 
Durchschnitt 55 v. H. und war damit wesentlich höher als der 
Anteil der Frauen an der Arbeitslosigkeit (1991 = 47 v. H.). 

Bei der Evaluierung der Aktionen im Rahmen der Ziele 3 und 4 
muß man sich vor Augen halten, daß die betroffenen Zielgruppen, 
mit Ausnahmen der Berufsrückkehrerinnen, über ungünstige 
Voraussetzungen für eine berufliche Eingliederung oder auch nur 
für die Teilnahme an Maßnahmen der beruflichen Bildung ver- 
fügen. So hatten 39 v. H. der männlichen Teilnehmer keinen 
Hauptschulabschluß und 65 v. H. keine abgeschlossene Berufs- 
ausbildung. 

Vor diesem Hintergrund müssen die im Rahmen der Programme 
erzielten Ergebnisse als sehr zufriedenstellend angesehen wer- 
den. Nur 20 V. H. der Teilnehmer schieden vorzeitig aus den 
Maßnahmen aus; dies deutet auf die Effektivität der flankieren- 
den Maßnahmen zur sozialen Stabilisierung der Teilnehmer hin. 
Auch konnten in der Zeit nach Abschluß der Maßnahmen im Ge- 
samtdurchschnitt etwa 70 v. H. in eine reguläre Beschäftigung 
vermittelt werden. 

Die Evaluierungsstudie kommt somit zu dem Ergebnis, daß die 
Interventionen im Rahmen der Ziele 3 und 4 qualitativ angemes- 
sen und auch insgesamt recht erfolgreich waren. 

Da die Mittel des Förderzeitraums 1990 bis 1992 bis Ende 1994 
und die des Jahres 1993 bis Ende 1995 ausgezahlt werden kön- 
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nen, kann zum jetzigen Zeitpunkt die Verausgabung der Mittel 
nur geschätzt werden. Nach den der Bundesregierung vorliegen- 
den Informationen dürften die Mittel der Jahre 1990 bis 1992 
vollständig und die des Jahres 1993 zu weit über 80 v. H. (vgl. 
auch Antwort zu Frage 13) entsprechend den festgesetzten För- 
derschwerpunkten verausgabt sein. Die Aufteilung auf Bund und 
Länder ist in der Drucksache 12/3424 sowie in den anliegenden 
Tabellen auf geführt. Der Gesamtanteil der Frauen unter den 
geförderten Personen betrug rd. 53 v. H. Daten über Alter und 
Bildungsabschluß sowie die Trägerstrukturen werden nicht 
erhoben. 


2, Wie erklärt die Bundesregierung, daß nicht in allen Bundesländern 
Maßnahmen des ESF umgesetzt wurden, und wie will sie sicherstel- 
len, daß die vorgesehenen Schwerpunkte für den nächsten Förder- 
zeitraum im Rahmen von ESF und den Gemeinschaftsinitiativen 
von allen Bundesländern verwirklicht werden? 


Es trifft nicht zu, daß die Maßnahmen des ESF nicht in allen 
Bundesländern umgesetzt wurden. Auf die Antwort zu Frage 1 
wird verwiesen. 

Ergänzend ist hervorzuheben, daß Bund und Länder die ihnen im 
Förderzeitraum 1990 bis 1993 von der Gemeinschaft zur Ver- 
fügung gestellten ESF-Mittel vollständig gebunden haben, wobei, 
wie oben angemerkt, die Mittel des Jahres 1993 bis Ende 1995 an 
die Projektträger oder Endbegünstigten ausbezahlt werden 
können. 

Die Mittel für die Gemeinschaftsinitiativen HUMANRESSOUR- 
CEN wurden zu rd. 97 v. H. gebunden; allerdings verringert sich 
dieser Prozentsatz, weil eine Reihe von Trägern bewilligte Mittel 
nicht ausgenutzt hat und diese durch entsprechende Anpassun- 
gen der Finanzierungspläne nach Ablauf der Bindungsfrist wieder 
frei wurden. 


3. Wie viele Projektanträge wurden insgesamt mit welchem Volumen 
gestellt, wie viele wurden bewiUigt, wie lange dauerten die Bewilli- 
gungsverfahren (Antrag bis Zuwendungsbescheid) , wie wurden die 
Zeiträume finanziell überbrückt (Vorschüsse)? 

Wie viele Maßnahmen wurden in welchen Bundesländern vorzeitig 
beendet/abgebrochen (differenziert nach öffenthchen, gemeinnüt- 
zigen und privaten Trägern, deren Gesellschaftsform und der jewei- 
ligen Anzahl der hauptamtlich Beschäftigten)? 

Was waren die Gründe für den vorzeitigen Abbruch/die Beendi- 
gung der Maßnahmen? 


Die Bundesregierung führt über die Bundesanstalt für Arbeit im 
Rahmen der ESF-Förderung unter den Zielen 3 und 4 im Gegen- 
satz zu den Ländern keine projekt-, sondern eine personenbezo- 
gene Förderung durch. 

Die Länder bewilligen mit den ihnen zur haushaltsmäßigen 
Bewirtschaftung zugewiesenen ESF-Mitteln ihnen vorliegende 
Projekt anträge in eigener Zuständigkeit und wickeln die geneh- 
migten Projekte auch eigenständig ab. Dem Bund liegen von den 
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Ländern keine Angaben vor, die eine Beantwortung der vor- 
stehenden Frage ermöglichen. 


4. Welche Maßnahmen wurden von welchen Trägem für wie viele 
Personen und Zielgmppen und mit welchem Volumen in folgenden 
Bereichen durchgeführt, und wie gestaltet sich der prozentuale 
Anteil der jeweiligen Maßnahmen zum Gesamtvolumen der ESF- 
Zuschüsse für die Ziele 3 und 4 

— Fachausbildung bzw. technische Ausbildiing, 

— multisektorielle Ausbildung, 

— Behinderte, 

— Frauen, 

— Wanderarbeitnehmer, 

— Maßnahmen nach Artikel 1 ESF? 


Der Bundesregierung liegen hierüber keine statistischen Daten 
vor. 


5. Wie und wann erfolgte die Mittelauszahlung der Tranchen (für die 
jeweiligen Haushaltsjahre) für die jeweiligen Projektträger? 


Die Mittelüberweisungen an die Projektträger oder Endbegün- 
stigten erfolgt entsprechend den jeweils vereinbarten Auszah- 
lungsmodahtätenj eine Differenzierung nach ESF- und sonstigen 
Mitteln erfolgt nicht. In den Ländern werden die Auszahlungen an 
die Endbegünstigten bei Vorliegen der Voraussetzungen alle 
zwei Monate geleistet, und zwar in der Regel unabhängig davon, 
ob von seiten der Kommission bereits entsprechende Zahlungen 
vorhegen. Die Länder und auch die Bundesanstalt für Arbeit 
treten gegenüber den Endbegünstigten gegebenenfalls in Vor- 
lage, soweit sie über entsprechende Haushaltsmittel verfügen. 
Voraussetzung für die Mittelüberweisung an die Träger ist natür- 
lich ein durch Zwischenberichte nachgewiesener Fortschritt bei 
der Durchführung des bewilligten Projektes. Im Falle der Gemein- 
schaftsinitiativen HUMANRESSOURCEN (EUROFORM, NOW, 
HORIZON) werden die Zahlungen vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialer düng an die Projektträger geleistet. Eine 
Abgrenzung nach Haushaltsjahren erfolgt nicht, da sich die För- 
derung auf die Gesamtlaufzeit des Projektes bezieht. Die Auszah- 
lung kann auf dreierlei Weise vonstatten gehen. 

Liegt für den gesamten Antragszeitraum die Bestätigung der 
Kofinanzierung vor, erfolgt die Auszahlung wie folgt: 

— Erster Vorschuß in Höhe von 50 v. H. mit Bestandskraft des 
Zuwendungsbescheides; 

— zweiter Vorschuß in Höhe von 30 v. H. auf Antrag, wenn min- 
destens die Verwendung der Hälfte des ersten Vorschusses 
bescheinigt worden ist (Verwendungsnachweis); 

— die Schlußzahlung erfolgt erst nach Prüfung der vorzulegenden 
Schlußrechnung. 

Kann zunächst nur ein Teil der Kofinanzierung nachgewiesen 
werden und liegen für den restiichen Kofinanzierungsanteil 
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Absichtserklärungen vor, kann abweichend von oben folgender 
Auszahlungsrhythmus zur Anwendung kommen: 

“ Bei vollständigem Vorliegen der Kofinanzierung im jeweiligen 
Haushaltsjahr werden 80 v. H. der auf dieses Haushaltsjahr 
entfallenden ESF-Mittel ausgezahlt. Die Restzahlung erfolgt 
erst nach Prüfung der Schlußrechnung. 

— Bei nicht vollständigem Vorliegen der Kofinanzierung im 
jeweiligen Haushaltsjahr, die jedoch mindestens zu 50 v. H. 
nachgewiesen werden muß, wird ein erster Vorschuß in Höhe 
von 40 V. H. der auf dieses Haushaltsjahr entfallenden ESF- 
Mittel ausgezahlt. Weitere 40 v. H. werden dann gezahlt, wenn 
auch die noch ausstehenden Kofinanzierungsbestätigungen für 
das Haushaltsjahr vorliegen. Die Restzahlung erfolgt auch hier 
erst nach Prüfung der Schlußrechnung. 

Voraussetzung für die Zahlungen ist aber, daß die hierfür erfor- 
derlichen Mittel von der Europäischen Kommission eingegangen 
sind und der Fortschritt des Projektes eine weitere Finanzierung 
erlaubt. 


6. Wie viele Kontrollen über zweckentsprechende Mittelverwendimg 
und Erfolgsbeobachtungen hinsichtlich der Erreichung der Ziele 3 
und 4 des ESF hat die Bundesregierung 1991 bis 1994 durchgeführt 
- unterteilt nach öffentlichen, gemeinnützigen und privaten Trä- 
gem? 


Im Zeitraum 1991 bis 1994 wurden, gemeinsam mit der Finanz- 
kontrolle der Kommission oder dem Europäischen Rechnungshof, 
insgesamt 31 Vor-Ort-Überprüfungen vorgenommen. Davon ent- 
fielen neun auf öffentliche Träger (Arbeits- und Sozialministerien 
bzw. Senatsverwaltungen der Länder) und 22 auf private Träger. 


7. Wie viele geförderte Personen haben im Anschluß an eine ESF- 
Fördermaßnahme in den alten Bundesländern eine (Wieder-)Ein- 
ghederung in den Arbeitsmarkt erfahren, und wie hoch waren die 
jeweiligen Arbeitslosenzahlen in den einzelnen Bundesländern im 
Vergleich? 

Regionalisierte Daten über die Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
im Anschluß an eine aus dem ESF geförderte Maßnahme liegen 
der Bundesregiervmg nicht vor. 


8. Warum werden Operationelle Programme der Bundesrepublik 
Deutschland für die Erstellung der GFK auf Gemetnschaftsebene 
nicht dem Deutschen Bundestag zur Mitberatung/Mitbestimmung 
vor gelegt? 


Gemäß Artikel 10 Abs. 1 und Artikel 14 Abs. 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2082/93 des Rates vom 20. Juli 1993 zur Durchführung 
der Interventionen der verschiedenen Strukturfonds (Amtsblatt 
Nr. L 193/20 vom 31. Juli 1993) entscheidet die Kommission über 
das Gemeinschaftliche Förderkonzept imd die Operationellen 
Programme. Eine Mitwirkung der nationalen Parlamente ist in der 
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Verordnung nicht vorgesehen und auch bei den Beratungen der 
Verordnungsvorschläge in den zuständigen Ausschüssen vom 
Deutschen Bundestag und Bundesrat nicht gefordert worden. 


9. Hält die Bundesregierung es für möglich, dem Deutschen Bundes- 
tag jährliche Berichte über die Mittelverwendung und den Stand 
der Umsetzung der EU-Strukturförderung in Deutschland zu 
geben? 

Wenn nein, warum nicht? 


Da die Bundesländer überwiegend die Strukturfondsförderung in 
eigener Zuständigkeit umsetzen und auch die Jahresberichte 
über die Mittelverwendung und den Stand der Umsetzung erstel- 
len, sind hier die Länder angesprochen. 

Ausführliche Angaben über die Abwicklung der Strukturfondsför- 
derung in Deutschland sind u. a. im Integrationsbericht, dem 
Sozialbericht, dem Berufsbildungsbericht und dem Agrarbericht, 
die alle dem Deutschen Bundestag vorgelegt werden, enthalten. 


10. Warum wurden 1989 bis 1992 in den alten Bundesländern [Anga- 
ben aus: Vierter Jahresbericht der Kommission über die Durchfüh- 
rung der Strukturfondsreform - 1992, KOM (93) 530 endg.] von den 
veranschlagten Mitteln im Gemeinschaftlichen Förderkonzept für 
die Ziele 3 und 4 in Höhe von 955 Mio. ECU lediglich 63,78 %, näm- 
lich 609,07 Mio. ECU ausgezahlt? 


Die Frage unterstellt, als sei mit dem Jahr 1992 der Auszahlungs- 
zeitraum abgeschlossen. Die genannte Tabelle im Vierten Jahres- 
bericht der Kommission über die Durchführung der Strukturfonds- 
reform 1992 (Seite 89) enthält, anders als dort - leider unrichtig - 
in der Spalte 2 ausgewiesen, die den Mitgliedstaaten im Zeitraum 
1989 bis 1992 (nicht 1993, wie angegeben) zur Verfügung gestell- 
ten ESF-Mittel. Was Deutschland anbetrifft, so entfallen von den 
955 Mio. ECU, die hier angegeben sind, 382 Mio. ECU auf das 
Jahr 1989 und 573 Mio. ECU auf den Zeitraum 1990 bis 1992. 
Während die Mittel für 1989 von der Kommission über das BMA 
an die Projektträger direkt ausgezahlt wurden, wobei bis heute 
noch nicht alle Mittel - wegen der von der Kommission noch nicht 
abschließend bearbeiteten Abrechnungen - angewiesen sind, 
waren ab 1990 im Zuge der Reform der Strukturfonds Bund und 
Länder für die Verausgabung verantwortlich. Hierbei muß be- 
rücksichtigt werden, daß sich der Auszahlungszeitraum bis Ende 
1994 erstreckt. Wenn daher bis zum Dezember 1992 609,07 Mio. 
ECU, somit 63,78 v. H., ausbezahlt worden sind, ist, über den 
ganzen Zahlungszeitraum betrachtet, überproportional viel in den 
ersten Jahren ausgezahlt worden. Zusätzlich muß berücksichtigt 
werden, daß die Schlußzahlung in Höhe von 20 v. H. der letzten 
Jahrestranche erst nach Abschluß der Maßnahmen und Ein- 
reichung des Schlußzahlungsantrages zum 30. Juni 1995 erfolgen 
kann. 
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11. Wie hoch ist der durchschnittliche Zeitverzug zwischen Mittelbin- 
dung und Auszahlung der Tranchen im Rahmen des Gemein- 
schaftlichen Förderkonzeptes für die Ziele 3 und 4? 


Eine allgemeine Aussage ist nicht möglich, weil sich die Zeit- 
spanne zwischen Mittelbindung einerseits und -auszahlung ande- 
rerseits, die, anders als in der Frage angenommen, kein Leistungs- 
indikator ist, bei mehrjährigen Maßnahmen über deren gesamte 
Laufzeit erstreckt. Bei der Förderung einer Berufserstausbildung 
beispielsweise beläuft sich diese Zeitspanne auf vier Jahre, ohne 
daß hierbei ein Zahlungsverzug eintritt. Die gesamten erforder- 
lichen Mittel werden bei Genehmigung der Maßnahme gebun- 
den, die Schlußzahlung wird in der Regel frühestens sechs 
Monate nach deren Abschluß geleistet. Entsprechend erfolgt, 
über alle Maßnahmen aufsummiert, die Mittelanforderung bei der 
Kommission. 


12. Fallen in dem Zeitraum zwischen Mittelbindung und Auszahlung 
der Tranchen Zinsgewinne bei der deutschen Administration, ins- 
besondere beim Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnunq, 
an? 

Falls ja, wie hoch waren diese Zinsgewinne von 1989 bis 1994, und 
welcher Verwendung wurden diese Zingsgewinne zugeführt? 


Der größte Teil der ESF-Mittel, die der Bundesrepublik Deutsch- 
land seitens der Gemeinschaft angewiesen werden, wird in der 
Regel innerhalb von drei Tagen an die Bundesländer oder die 
Bundesanstalt für Arbeit zur haushaltsmäßigen Bewirtschaftung 
weitergeleitet. Da es sich bei den beim BMA zur Förderung von 
Modellvorhaben und Pilotprojekten verbleibenden geringen Mit- 
teln um Kassenmittel handelt, fallen keine Zinsgewinne an. Ent- 
sprechendes gilt für die Länder. 


13. Für 1993 war in den GFK für die Ziele 3 und 4 in Deutschland ein 
Betrag von 293,9 Mio. ECU vorgesehen. Wieviel ist davon für 
welche Maßnahmen, Trägerorganisationen, Zielgruppen und Pro- 
jekte tatsächlich ausgezahlt worden? 


Bund und Länder haben bisher 80 v. H. der Gesamtmittel erhalten. 
Das gesamte Fördervolumen, einschließlich der 20 v. H. der 
Tranche des letzten Jahres, die vorfinanziert werden müssen und 
erst im Rahmen der Schlußabrechnung bei der Kommission im Er- 
stattungswege beantragt werden können, muß bis Ende 1995 an 
die Endbegünstigten ausbezahlt worden sein. Der Bund hat 
bereits 100 v. H. seiner Mittel verausgabt, die Länder nach eige- 
nen Angaben weit über 80 v. H. Die Mittel wurden von Bund und 
Ländern entsprechend den aus den anliegenden Finanztabellen 
ersichtlichen Förderschwerpunkten eingesetzt. Angaben über 
Trägerorganisationen und Projekte liegen nicht vor. 
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14. Wie erklärt die Bundesregierung, daß nach Angaben des Europäi- 
schen Rechnungshofes für 1992 aus den Verpflichtungsermächti- 
gungen im EG-Haushalt für die Ziele 3 und 4 für die Bundesrepu- 
blik Deutschland rund 82 Mio, ECU nicht ausgezahlt wurden {vgl. 
Bericht des Europäischen Rechnungshofes zum Haushaltsjahr 1992, 
S. 144), und wie stellt sich das in den Haushaltsjahren 1991, 1993 
und 1994 dar? 


Im Rahmen des ESF werden in großem Umfang mehrjährige Maß- 
nahmen gefördert. Bei Bewilligung der Maßnahmen werden die 
Mittel für die gesamte Laufzeit der Maßnahme gebunden, die 
Auszahlung der Mittel erfolgt nach Maßgabe des Fortschritts der 
Maßnahme über den gesamten Förderzeitraum und gemäß den 
Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung und der Landeshaus- 
haltsordnungen. Aus diesem Grunde fallen Mittelbindungen und 
Auszahlungen auseinander. Je länger die Laufzeit einer Maß- 
nahme ist, desto größer weichen Bindungen und Zahlungen von- 
einander ab. Da aus dem Auseinanderfallen von Mittelbindungen 
und Zahlungen keine Rückschlüsse auf den Erfolg oder Mißerfolg 
der Umsetzung der ESF-Förderung abgeleitet werden können, 
haben Bund und Länder Berechnungen, wie sie vom Europäi- 
schen Rechnungshof vorgenommen wurden, nicht angestellt. Wie 
oben bereits mehrfach hingewiesen, können die Mittel aus dem 
Förderzeitraum 1990 bis 1992 bis Ende 1994 ausgezahlt werden,- 
denn in der Regel ist die Auszahlungsfrist zwei Jahre länger als 
die Bindungsfrist der Strukturfondsmittel. 

Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 11 verwiesen. 


15. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um den in 
ihrer Antwort auf die genannte Kleine Anfrage in Drucksache 
12/3424 beschriebenen strukturellen Schwierigkeiten von Frauen 
(vgl. Drucksache 12/3424 S. 4) und Benachteiligungen im Hinblick 
auf den erschwerten Zugang zu Maßnahmen der beruflichen Bil- 
dung und Weiterbildung zu begegnen? 


Hinsichtlich der umfangreichen Frauenförderung wird auf die 
Antwort zu Frage 3 in der Kleinen Anfrage in Drucksache 
12/3424, S. 8 sowie generell auf die Kleine Anfrage in Drucksache 
12/5528 verwiesen. 


16. Wie erklärt die Bundesregierung, daß nach ihren Angaben in 
Drucksache 12/3424 über den Finanzplan der ESF-Interventionen 
für 1990 bis 1992 unter Ziel 3 - Langzeitarbeitslose, Frauen unter 
Schwerpunkt 1 in Deutschland weniger gefördert wurden als 
Behinderte und Wanderarbeitnehmer? 


Im Rahmen des Europäischen Sozialfonds in Deutschland werden 
generell mehr Frauen als Männer gefördert. Im übrigen suggeriert 
die Frage, als würden im Rahmen der Zielgruppe „Behinderte" 
und „Wanderarbeitnehmer" nur Männer gefördert. Vom Genus 
der Substantive kann nicht auf das Geschlecht der Teilnehmer 
geschlossen werden. Richtig ist, daß unter dem Schwerpunkt 
„Langzeitarbeitslose" eine reine Frauenmaßnahme und zwei 
Maßnahmen gefördert wurden, an denen sowohl Männer als auch 
Frauen teilnehmen können. 
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17. Wie soll sichergestellt werden, daß dies im kommenden Förderzeit- 
raum geändert wird? 


Auf die Antwort zu Frage 16 wird verwiesen. 


18. Wie hoch waren insgesamt die eingestellten Mittel des ESF zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern 1991 bis 
1993? 


Die den neuen Bundesländern im Förderzeitraum 1991 bis 1993 
zur Verfügung gestellten ESF-Mittel in Höhe von rd. 950 Mio. 
ECU (zu laufenden Preisen) wurden in etwa wie folgt aufgeteilt: 

— 50 V. H. zur arbeitsmarktpolitischen Flankierung des Transfor- 
mations- und Strukturanpassungsprozesses der Wirtschaft; 

— 30 V. H. zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit; 

— 15 V. H. zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit; 

— 5 V. H. für technische Hilfe. 


19. Wie viele Projektanträge (getrennt nach Maßnahmeart, Bundesland 
und Trägern) wurden mit welchen Volumina für wie viele zu för- 
dernde Personen (Männer und Frauen unterschieden) seit 1991 in 
den neuen Ländern gestellt? 


Angaben hierüber liegen der Bundesregierung nicht vor, da die 
Länder, wie bereits oben mehrfach erwähnt, die Umsetzung der 
ESF-Förderung in eigener Zuständigkeit durchführen. 


20. Wie viele der geförderten Personen in den neuen Ländern 1991 bis 
1993 haben seitdem eine Anstellung (fest oder befristet), erhalten 
Lohnzuschüsse nach dem AFG, sind in ABM-Maßnahmen tätig, 
haben sich selbständig gemacht (nach Männern und Frauen unter- 
schieden), und wie ist das Verhältnis zu den absoluten Arbeits- 
losenzahlen im gleichen Zeitraum? 


Auch hierüber liegen der Bundesregierung Angaben nicht vor. 


21. Welche Maßnahmen sind ergriffen worden, Frauen in den neuen 
Ländern Existenzgründungen zu ermöglichen - mit welchem 
Ergebnis im Vergleich zu geförderten Männern im Zeitraum 1991 
bis 1993? 

Die von Bund und Ländern durchgeführten ESF-Maßnahmen 
gliedern sich im Grundsatz in zwei Kategorien: Qualifizierungs- 
maßnahmen sowie Einstellungs-, Beschäftigungs- und Existenz- 
gründungshilfen. Nach hier vorliegenden Daten entfallen etwa 
ein Drittel aller aus dem ESF geförderten Existenzgründungen auf 
Frauen. 
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22. Welche Ergebnisse und Maßnahmen sind aus der Expertise 
„Erwerbschancen für Frauen aus landwirtschaftlichen Berufen/- 
ländlichen Regionen der neuen Bundesländer" durch die Arbeits- 
gruppe der Bundesregierung (vgl. Drucksache 12/3424 S. 20) erzielt 
und umgesetzt worden? 


Die vom Bundesministerium für Fauen und Jugend in Auftrag 
gegebene Expertise über Erwerbschancen für Frauen aus land- 
wirtschaftlichen Berufen/ländlichen Regionen der neuen Bundes- 
länder ist 1994 Grundlage für ein Modellprojekt „Neue Wege der 
Arbeitsplatzbeschaffung: Gemeinwesenorientierung erschließt 
neue Potentiale". Das auf die neuen Bundesländer beschränkte 
Modell zielt darauf ab, die auf die Gestaltung der wirtschaftlichen 
und infrastrukturellen Rahmenbedingungen zielende Wirtschafts- 
förderung mit aktivierenden und gemeinwesenorientierten Ar- 
beitsansätzen zu verbinden und somit in einem regional be- 
grenzten sozialen Raum neue Beschäftigungs- und Arbeitsmög- 
lichkeiten zu schaffen. Das Projekt ist zunächst auf drei Jahre 
begrenzt und wird mit knapp 8 Mio. DM gefördert. Die Ergebnisse 
dieses Modellversuchs sind abzuwarten. 


23. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussagen des Europäischen 
Rechnungshofes in seinem Bericht zum Haushaltsjahr 1992 (Amts- 
blatt C 309 vom 16. November 1993), wonach dem CDU/F.D.P.- 
regierten Bundesland Sachsen-Anhalt für 1991 bis 1993 insgesamt 
238 Mio. ECU (ESF und Landesmittel) für Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit nach den Zielen 3 und 4 zur Ver- 
fügung standen, von denen 1992 bereits 190 Mio. ECU für Maßnah- 
men an bestehenden Arbeitsplätzen bewilligt waren und nur 9 % 
der Mittel für Arbeitslose eingesetzt wurden? 


Gemäß Artikel 4 der VO (EWG) Nr. 3575/90 des Rates vom 4. De- 
zember 1990 wurden die neuen Bundesländer und der Ostteil 
Berlins den Ziel- 1 -Gebieten der Gemeinschaft gleichgestellt. 
Dadurch konnten Maßnahmen gefördert werden, die über den 
Geltungsbereich der Ziele 3 und 4 hinausgehen, wie etwa: 

— Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigungsstabilität und 
zur Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten zugunsten 
von Personen, die insbesondere aufgrund von Umstrukturie- 
rungsmaßnahmen, die eine technologische Modernisierung 
oder bedeutende Umgestaltung des Produktions- und Manage- 
mentsystems erforderlich machen, von Arbeitslosigkeit bedroht 
sind; 

— Förderung der Beschäftigten in Klein- und mittleren Unter- 
nehmen; 

— Förderung der Berufsbildung aller Erwerbspersonen, die an 
einer für die Verwirklichung der Entwicklungsziele und der 
Umgestaltung eines integrierten Programms wesentlichen 
Maßnahme teilnehmen. 

Sachsen-Anhalt hat von diesen Möglichkeiten Gebrauch gemacht 
und im Rahmen einer präventiven Arbeitsmarktpolitik seine Mit- 
tel auf die arbeitsmarktpolitische Flankierung des Strukturanpas- 
sungsprozesses seiner Wirtschaft konzentriert. Die Kommission 
hat diesem Ansatz Sachsen-Anhalts zugestimmt. 
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24. Wie beurteilt die Bundesregierung die Prüfergebnisse des Europäi- 
schen Rechnungshofes bei neun Projekten in Sachsen- Anhalt, bei 
denen festgestellt wurde, daß u. a. 23 Mio. ECU an eine einzige 
Unternehmens gruppe geflossen sind, mehr Teilnehmer angegeben 
wurden, als tatsächlich in Sachsen- Anhalt in Projekten beschäftigt 
waren und schätzungsweise 150 000 ECU Zinsgewinne mit ESF- 
Mitteln erzielt wurden? 


Der Europäische Rechnungshof hat bei seinen Prüfungen in Sach- 
sen-Anhalt Bewilligungen geprüft, wobei er bei den bewilligten 
Beträgen außer acht gelassen hat, daß es sich hier zunächst nur 
um Höchstbeträge handelte, die jedoch im Rahmen des Begleit- 
und Abrechnungsverfahrens an die tatsächlich entstandenen 
Kosten anzupassen sind und auch angepaßt werden. Denn aus 
Verwaltungsvereinfachung und Personalkosteneinsparung wur- 
den im Rahmen der Bewilligungen als Planungsgrundlage zu- 
nächst von der zuständigen Behörde Pauschalbeträge akzeptiert, 
die aber keinen verbindlichen Charakter hatten, sondern nur die 
Förderhöchstgrenze festlegten. Entscheidend für die Förderhöhe 
waren und sind die tatsächlich nachgewiesenen zuschußfähigen 
Kosten. 

Das in der Frage herausgegriffene Projekt, bei dem zunächst auf 
der Grundlage von Pauschalansätzen als Förderhöchstbetrag 
23 Mio. ECU bewilligt wurden, ist inzwischen abgeschlossen. Die 
insgesamt als zuschußfähig anzuerkennenden Kosten konnten 
noch nicht abschließend festgestellt werden. Die Prüfung und 
Abrechnung des Projektes durch die zuständigen Landesbehör- 
den dauern an. Das Ergebnis bleibt abzuwarten. 

Auf jeden Fall ist festzuhalten, daß Zinsgewinne nicht entstanden 
sind, da entsprechend der Haushaltsordnung des Landes Sach- 
sen-Anhalt nicht entsprechend dem Zuwendungszweck ver- 
brauchte Mittel von Anfang an mit 6 v. H. verzinst werden 
müssen. 

Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang auf die 
Antwort der Regierung des Landes Sachsen-Anhalt auf die Kleine 
Anfrage des Landtagsabgeordneten Tögel vom 3. Februar 1994 
(LT-Drucksache 1/3387). 


25. Wie hat die Bundesregierung auf die festgestellten Mißstände rea- 
giert, welche Informationen liegen ihr aus den anderen neuen 
Ländern vor, und welche Maßnahmen hat sie ergriffen, um im 
Förderzeitraum 1994 bis 1999 ähnliche Mißbräuche zu verhindern? 


Auf die Antwort zu Frage 24 wird verwiesen. 

Der effektiven und effizienten Verwendung der ESF-Mittel mißt 
die Bundesregierung hohe Priorität bei, weil durch einen zielge- 
richteten Einsatz den Arbeitslosen in größerem Umfang geholfen 
werden kann. 

Erforderlichkeit, Wirksamkeit und die sachgerechte, vorschrifts- 
mäßige Abwicklung der durch den ESF geförderten Maßnahmen 
werden regelmäßig überprüft. Dabei unterliegt der Einsatz der 
ESF-Mittel und kofinanzierender nationaler öffentlicher Mittel 
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einer kontinuierlichen Kontrolle durch verschiedene Gremien und 
Institutionen, und zwar 

— die Vorprüfstellen, 

— den Begleitausschuß, 

“ die Finanzkontrolle der Europäischen Kommission, 

— die Landesrechnungshöfe, 

— den Bundesrechnungshof, 

— den Europäischen Rechnungshof. 

Um die Ergebnisse vorangegangener Prüfungen des Europäi- 
schen Rechnungshofes in allen EG-Mitgliedstaaten für eine Ver- 
besserung der Kontrollmittel zu nutzen, wurde eine Arbeits- 
gruppe des Rates zur Koordinierung der Betrugsbekämpfung ein- 
gerichtet, die einen Vorschlag für eine Ratsverordnung zur Be- 
kämpfung des Bertrugs zu Lasten des EG-Haushalts erarbeiten 
soll. Dabei stützt sich der Auftrag der Arbeitsgruppe auf die im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 178/43 vom 
12. Juli 1994 veröffentlichte Verordnung (EG) Nr. 1681/94 vom 
11. Juli 1994 betreffend Unregelmäßigkeiten und die Wiederein- 
ziehung zu Unrecht gezahlter Beträge im Rahmen der Finanzie- 
rung der Strukturpolitiken sowie die Einrichtung eines einschlä- 
gigen Informationssystems. 

Die Grundzüge der gemeinsamen Strategie von Europäischer 
Kommission und Bundesregierung zur Betrugsbekämpfung mit 
Blick auf den Förderzeitraum 1994 bis 1999 bestehen in einer 
Verstärkung der Präsenz vor Ort (bei den Projektträgern), durch 
eine personelle Ausweitung der Kontrollinstanzen, in einer Ver- 
besserung der Zusammenarbeit der verschiedenen Kontroll- 
instanzen durch Entwicklung von Informationsnetzen und in einer 
Erhöhung der Vereinbarkeit der in den Mitgliedstaaten anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften. 

Die Bundesregierung läßt in den laufenden Beratungen über die 
Verbesserung der Betrugsbekämpfung die Ergebnisse und Erfah- 
rungen der Prüfungen in der abgelaufenen Förderperiode ein- 
fließen. 


26. Zusätzlich zu den Mitteln des ESF (Ziele 3 und 4) standen 1991 bis 
1993 (Auslaufen einiger Projekte erst 1994) Mittel zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit aus den Gemeinschaftsinitiativen HUMAN- 
RESSOURCEN (Euroform, Horizon und NOW) zur Verfügung. Wie 
hoch waren insgesamt die veranschlagten Fördermittel aus diesen 
Gemeinschaftsinitiativen für Deutschland (nach Programm und 
Haushaltsjahren unterschieden)? 


Für die alten Bundesländer stehen im Rahmen der Gemein- 
schaftsinitiativen HUMANRESSOURCEN 142 124 023 DM zur 
Verfügung, die sich wie folgt auf die drei Initiativen aufteilen: 

43 679 880 DM, 

21 399 143 DM und 
77 045 000 DM. 


EUROFORM: 

NOW: 

HORIZON: 
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Eine Mittelbindung, unterschieden nach Haushaltsjahren, ist 
durch die Kommission nicht erfolgt. Die Mittel der Gemeinschafts- 
initiativen HUMANRESSOURCEN stehen der Bundesrepublik 
Deutschland für Maßnahmen, die bis spätestens 31. Dezember 
1994 abgeschlossen sein müssen, zur Verfügung. Die weit über- 
wiegende Mehrzahl der bewilligten Projekte endet am 31. De- 
zember 1994. Insoweit ist die Aussage nicht zutreffend, daß ledig- 
lich einige Projekte im Jahr 1994 auslaufen. 


27. Wie viele Mittel nach Haushaltsjahren sind bis jetzt für welche 
Projekte (unterteilt nach öffentlichen, gemeinnützigen und privaten 
Trägern) zur Auszahlung gekommen? 


Bislang wurden 70 074 999,01 DM, und zwar für 

- EUROFORM: 17 927 944,40 DM = 45,4 v.H. der Mittel- 

bindung, 

- NOW: 10911037,60 DM = 56,1 v.H. der Mittel- 

bindung, 

- HORIZON: 41236 017,01 DM = 55,8 v.H. der Mittel- 

bindung 

ausgezahlt. Dies entspricht 52,7 v.H. der insgesamt gebundenen 
Mittel in Höhe von zur Zeit 132 935 524 DM (EUROFORM: 
39 535 964 DM, NOW: 19 461 644 DM, HORIZON: 73 937 916 DM). 

Eine Übersicht der Verteilung auf die Haushaltsjahre und die 
Unterteilung nach der jeweiligen Rechtsform des Projektträgers 
liegt nicht vor, da diese Daten im Rahmen des Zuwendungsver- 
fahrens für die Gemeinschaftsinitiativen HUMANRESSOURCEN 
hier nicht erhoben werden. 


28. Wie viele Mittel waren für 1994 vorgesehen, sind gebunden wor- 
den, und welche sind tatsächlich zur Auszahlung gekommen 
(unterteilt nach Trägerstrukturen und Projekte)? 


Auf die Antwort zu Frage 27 wird verwiesen. 

Da die gesamten Mittel in Form einer einzigen Tranche von der 
Kommission gebunden und ausgezahlt wurden, sind Jahresan- 
gaben aus systematischen Gründen nicht möglich. 


29. Wie viele Projekte der einzelnen Programme sind beantragt, geneh- 
migt und durchgeführt worden? 

Beantragt wurden insgesamt 436 Projekte, und zwar unter: 

- EUROFORM: 125 Projekte, 

- NOW: 87 Projekte, 

- HORIZON: 224 Projekte. 

Bewilligt wurden davon insgesamt 233 Projekte, und zwar im 

Rahmen von: 
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- EUROFORM: 58 Projekte; 16 EUROFORM-Projekte wur- 

den/werden im Rahmen des Bremer Unter- 
programms bewilligt/durchgeführt, 

- NOW: 49 Projekte, 

- HORIZON: 126 Projekte. 

Von den bewilligten Projekten wurden/werden 224 Projekte 
durchgeführt, und zwar für: 

- EUROFORM: 57 Projekte, 

- NOW: 47 Projekte, 

- HORIZON: 120 Projekte. 

Zur zuwendungsgemäßen Durchführung der Maßnahmen kann 
erst nach Prüfung der Schlußverwendungsnachweise, die bis 
spätestens Ende Februar 1995 durch die Projektträger vorzulegen 
sind, Stellung genommen werden. Die Prüfung der Schlußzah- 
lungsanträge muß bis Ende Juni 1995 abgeschlossen sein. 


30. Zu welchen Zeitpunkten während der Durchführung haben die 
genehmigten Projekte über wieviel Prozent der bewilligten Mittel 
verfügen können? 


Diese Frage kann die Bundesregierung nicht beantworten, weil 
nur kumulierte Daten, die EDV-mäßig jeweils auf den neuesten 
Stand gebracht werden, erfaßt und somit keine Zeitreihe über die 
bewilligten Mittel vorhanden ist. 


31. Wie hoch war insgesamt die Summe der durch die Träger vorfinan- 
zierten Projektmittel (nach öffentlichen, gemeinnützigen und priva- 
ten Trägem unterschieden)? 


Diese Frage kann nicht beantwortet werden, weil keine entspre- 
chenden Daten erhoben werden. 


32. Wie hoch waren die dadurch bedingten finanziellen Verluste und 
Zinsbelastungen der jeweiligen Träger? 


Auf die Antwort zu Frage 31 wird verwiesen. 

Die Bundesregierung stellt jedoch fest, daß die Zahlungsabflüsse 
dadurch erheblich verzögert werden, daß die Projektträger ihren 
Mitwirkungspflichten im Rahmen des Zuwendungsverfahrens 
nicht bzw. oftmals erst nach mehrfachen Aufforderungen nach- 
kommen. So liegen auch heute von vielen Projektträgern noch 
keine Zwischenverwendungsnachweise für 1992 und 1993 vor, 
deren Einreichung und Prüfung zwingende Voraussetzung für 
weitere Zahlungen sind. Die haushaltsrechliche Vorlagefrist die- 
ser Verwendungsnachweise beträgt vier Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres. Die Nichteinhaltung dieser Mitwirkungsver- 
pflichtung der Zuwendungsempfänger kann den Widerruf des 
Zuwendungsbescheides zur Folge haben. 
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33. Welche Kontrollen bei welchen Trägerorganisationen hat die Bun- 
desregierung bzw. die Bundesanstalt für Arbeit ob der „zweck- 
mäßigen Verwendung" der bewühgten Mittel durch die Projekte 
durchgeführt, und mit welchem Ergebnis? 


Die zweckmäßige Verwendung der bewilligten Mittel durch die 
Zuwendungsempfänger wird im Rahmen des Prüfverfahrens der 
Zwischen- bzw. Schlußverwendungsnachweise überwacht. Alle 
Projektträger sind verpflichtet, die Verwendungsnachweise ge- 
mäß der Vorgaben des Zuwendungsbescheides zur Prüfung ein- 
zureichen. Schwierigkeiten bei der Prüfung ergeben sich insbe- 
sondere durch die verzögerte Vorlage der Unterlagen durch die 
Projektträger. 

Darüber hinaus prüft die Bundesregierung im Rahmen von Arti- 
kel 23 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 regelmäßig, ob 
die bewilligten Projekte ordnungsgemäß durchgeführt werden. 
Im Rahmen dieser Verpflichtung werden auch - in Form von 
Stichproben - Prüfungen bei Projektträgern vor Ort vorgenom- 
men. Bei diesen Prüfbesuchen kann die Bundesregierung von der 
Finanzkontrolle der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten begleitet werden. Bislang wurden neun HORIZON-Projekte, 
ein EUROFORM- und ein NOW-Projekt vor Ort überprüft. An vier 
Prüfungen hat die Finanzkontrolle der Kommission teilgenom- 
men. Im Ergebnis konnte grundsätzlich festgestellt werden, daß 
die Maßnahmen zuwendungsgemäß verlaufen sind bzw, ver- 
laufen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit ist in die Prüfung der zweckmäßigen 
Verwendung der durch die Gemeinschaftsinitiativen HUMAN- 
RESSOURCEN geförderten Projekte nur insoweit eingebunden, 
als die zweckmäßige Verwendung der durch die Bundesanstalt 
für Arbeit bewilligten Mittel betroffen ist. 


34. Wie viele Frauen sind bislang durch die Gemeinschaftsinitiativen 
gefördert worden (auf geteilt nach Euroform, NOW und Horizon), 
und wie viele haben durch die Förderung einen Arbeitsplatz erhal- 
ten? 


Diese Frage kann erst nach Abschluß aller Projekte und Auswer- 
tung der Begleitbögen sowie nach Beendigung der in Auftrag 
gegebenen Evaluierung in 1995 beantwortet werden. 


35. Wie sahen im einzelnen die Mitwirkungspfhchten der Träger bei 
den Nachweisen der sachgemäßen Verwendung der Projektmittel 
aus, und wann wurden diese den Trägern mitgeteilt? 


Die Mitwirkungspflichten, die die Projektträger im Rahmen des 
Nachweises der Verwendung zu erfüllen haben, ergeben sich aus 
den Zuwendungsbescheiden. Bei Änderungen der Verpflichtun- 
gen wurden entweder Änderungsbescheide erlassen oder Träger- 
rundschreiben versandt. 
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Im einzelnen bestehen folgende Nachweispflichten: 

Die Vorlage von vereinfachten Zwischen- und Schlußverwen- 
dungsnachweisen; bei diesem vereinfachten Verfahren erfolgt 
die Abrechnung ohne Vorlage von Belegen, die jedoch von den 
Projektträgern für Prüfungen verfügbar gehalten werden müs- 
sen. Lediglich die Reisekosten sind einzeln abzurechnen und 
zu belegen. Die Anforderung und Prüfung von Originalrech- 
nungsbelegen hat sich die Bundesregierung Vorbehalten. Mit 
dem Schlußverwendungsnachweis ist zu belegen, ob Zinsen 
aus den Zahlungen erzielt wurden. Zinsgewinne müssen der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften erstattet wer- 
den. 

Die Vorlage eines Begleitbogens; die auf Programmebene 
aggregierten Daten aus den Begleitbögen werden der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften übermittelt. 


36. Wie viele Teilnehmer/Teilnehmerinnen welcher Träger sind vor, 
während und/oder nach Abschluß der Projektlaufzeiten auf ihre 
Förderungsberechtigung nach ESF überprüft worden, und mit wel- 
chem Ergebnis? 


Die personenbezogenen Fördervoraussetzungen des Europäi- 
schen Sozialfonds ergeben sich aus den Verordnungstexten des 
Rates der Europäischen Union zu den Strukturfonds sowie aus den 
Mitteilungen der Kommission an die Mitgliedstaaten betreffend 
die Festlegung der Leitlinien für die Gemeinschaftsinitiativen 
HUMANRESSOURCEN. 

Diese Texte sind Grundlage für die Anträge der Projektträger. Die 
Projektträger sind verpflichtet, die individuellen Fördervorausset- 
zungen der jeweiligen Teilnehmer zu prüfen und nur solche Teil- 
nehmer in ihre Projekte aufzunehmen, die die personenbezoge- 
nen Voraussetzungen erfüllen. Im Rahmen dieser Verpflichtung 
muß auch den Stellen, die gegebenenfalls die Teilnehmerzuwei- 
sung vornehmen (Arbeits- und Sozialverwaltungen), mitgeteilt 
werden (beispielsweise im Maßnahmebogen der Arbeitsämter), 
welche individuellen Teilnehmervoraussetzungen für eine Förde- 
rung erfüllt sein müssen. Die Teilnehmerzuweisung durch Dritte 
entbindet die Projektträger jedoch nicht von ihrer Prüfpflicht der 
individuellen Förderungsberechtigung der Teilnehmer. 

Alle Teilnehmer an Projekten im Rahmen der Gemeinschaftsini- 
tiativen HUMANRESSOURCEN mußten von den Projektträgern 
auf die individuellen Fördervoraussetzungen überprüft werden. 

Im Rahmen der Prüfungen nach Artikel 23 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 4253/88 kontrolliert die Bundesregierung stichproben- 
artig, ob die Projektträger ihren Verpflichtungen nachgekommen 
sind. 


37. Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, aus den gemachten 
Erfahrungen über Verwaltung, Begleitung und Kontrolle der Pro- 
jekte zu einer veränderten Form der Verfahrenspraxis zu kommen? 
Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, welche? 
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Die neuen Gemeinschaftsinitiativen „BESCHÄFTIGUNG", beste- 
hend aus den Aktionsbereichen NOW, HORIZON und YOUTH- 
START sowie „ADAPT", können angesichts des gestiegenen 
Finanzvolumens und der Einbeziehung der neuen Bundesländer 
nicht mehr nach dem bisherigen Verfahren umgesetzt werden. 
Ebenso wie bei der Durchführung der „regulären" Strukturfonds- 
förderung werden die Länder einbezogen. Die Finanzmittel wer- 
den auf der Basis der für die allgemeine ESF-Förderung geltenden 
Verteilungsschlüssel den Ländern zur haushaltsmäßigen Bewirt- 
schaftung zugewiesen, wobei ein bestimmter Prozentsatz zurück- 
gehalten und zur Förderung bundesweiter Projekte und Maßnah- 
men eingesetzt werden soll. Die Projekte sollen weitgehend in 
eigener Verantwortung der Länder bewilligt und umgesetzt wer- 
den, wobei allerdings dem Bund eine übergeordnete koordinie- 
rende Rolle zukommt. 


38. Ist die Bundesregierung mit der technischen Hilfe von seiten BBJ 
Consult GmbH in Berün zufrieden gewesen? 

Wenn nein, warum nicht? 


Die BBJ- SERVIS gGmbH leistet dem Bundesministerium für 
Arbeit und Szialordnung bei der Abwicklung der im Rahmen der 
Gemeinschaftsprogramme EUROFORM und NOW bewilligten 
Projekte externe Verwaltungshilfe. Zu den im Rahmen der tech- 
nischen Hilfe hierbei übernommenen Aufgaben gehören insbe- 
sondere die 

Beratung der Antragsteller im Rahmen des Bewilligungsver- 
fahrens; 

Überprüfung der Anträge auf ihre Förderfähigkeit; 

Bearbeitung der Anträge bis zur Entscheidungsreife; 

Vorbereitung der Zuwendungsbescheide bis zum Vollzug 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung als 
Bewilligungsbehörde ; 

Vorprüfung der Verwendungsnachweise der aus Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds geförderten Projektträger, wobei 
diese Verpflichtung durch eine spätere Regelung erweitert 
wurde auf die abschließende Prüfung der Verwendungsnach- 
weise sowie der einzureichenden Unterlagen; 

Aufbereitung der Unterlagen für die erforderlichen Zahlungen 
und Schlußabrechnungen sowie 

Erarbeitung eines Entwurfs eines der Kommission vorzulegen- 
den Schlußberichts über die Durchführung der Gemeinschafts- 
initiativen EUROFORM und NOW. 

Die BBJ- SERVIS gGmbH war entsprechend dieses Aufgaben- 
katalogs mit komplexen Aufgaben zur Umsetzung der Förderung 
im Rahmen der Gemeinschaftsinitiativen befaßt. Hierzu mußten 
laufend die neuen Entwicklungen in den für die ESF-Förderung 
relevanten Bereichen des Gemeinschafts- und nationalen Rechts 
verfolgt und in die Arbeit eingebracht werden. Sie hat die Arbeit 
des mit der Bewilligung der Projekte befaßten Bundesministe- 


20 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8574 


riums für Arbeit und Sozialordnung in beträchtlichem Umfang 
unterstützt. Es sind noch entscheidende Arbeiten für die Abwick- 
lung der Projekte und die Vorbereitung der Schlußabrechnungen 
zu leisten. Diese Aufgaben müssen gegenüber der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften bis Mitte nächsten Jahres ab- 
gewickelt werden. Erst nach Abschluß dieser Arbeiten besteht ein 
gesamter Überblick und die Möglichkeit, abschließende Aus- 
sagen auch über die der technischen Hilfe durch BBJ-SERVIS 
gGmbH treffen zu können. 


39. Was hält die Bundesregierung von dem Vorschlag, ein einheitliches 
Formularwesen zum Nachweis der nationalen Kofinanzierung in 
der Bundesrepublik Deutschland einzuführen, daß für alle kofinan- 
zierenden öffentlichen Geldgeber (Bundesministerien, Länder- 
regierungen, Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsämter) gleicher- 
maßen gilt, damit sie ihrer Kontrollverantwortung der EU-Kommis- 
sion gegenüber einfacher nachkommen kann und die Mitwirkungs- 
pflichten der Träger einheitlich definiert, zügig erfüllt und gewähr- 
leistet werden können? 


Die Bundesregierung und die Länder haben bereits entspre- 
chende Überlegungen angestellt und eine Reihe von Maßnahmen 
getroffen. 

Im Jahr 1993 sind die für die ESF-Förderung zuständigen Stellen 
in den Arbeits- und Sozialministerien der Länder sowie deren 
nachgeordnete Behörden und die der Bundesanstalt für Arbeit mit 
einer EDV-Anlage zur Programm- und Projektverwaltung ausge- 
stattet worden. Ein Bestandteil dieser bundesweiten Aktion war 
die Entwicklung und Einführung einer sogenannten Projektver- 
waltungssoftware, die u. a. eine Vereinheitlichung des Antrags- 
und Verwaltungs Verfahrens für ESF-Projekte zum Ziel hatte. Der 
größte Teil der Länder wird diese Projektverwaltungsprogramme 
im Rahmen ihrer ESF-Förderung einsetzen. Unter Mitwirkung der 
Bundesländer wurden geeignete Standardformulare, die den ge- 
samten Verlauf einer ESF-Förderung begleiten, entwickelt. Dies 
sind: 

Das Antragsformular, 
der Zuwendungsbescheid, 
der Verwendungsnachweis, 
der Zwischen- und Endbericht, 
der Änderungsbescheid. 

Die standardisierten ESF-Förderanträge sowie die Zwischen- und 
Endberichte enthalten auch von den Projektträgern zu liefernde 
Angaben über Herkunft und Höhe der Kofinanzierung. Darüber 
hinaus muß dem Antrag mindestens die Absichtserklärung der 
kofinanzierenden Stelle(n) für den gesamten Förderzeitraum und 
ein Zuwendungsbescheid über 50 v. H. der Mittel für das erste 
Halbjahr als Anlage beiliegen, damit die Kofinanzierung als ge- 
sichert betrachtet wird und es zu einer Auszahlung der ESF-Mittel 
kommen kann. Dabei ist zu beachten, daß Kofinanzierungen 
durch die Bundesanstalt für Arbeit nur personenbezogen erfolgen. 
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wobei der Nachweis mittels eines Bescheides des zuständigen 
Arbeitsamtes geführt wird, der Titel und Zeitraum der Fördermaß- 
nahme und die Höhe der monatlichen Fördersumme enthält. 

Darüber hinaus wird die Einführung eines standardisierten Nach- 
weisformulares auf allen Ebenen der Bundes-, Landes- und 
Senatsverwaltungen sowie der Bundesanstalt für Arbeit im Rah- 
men des Bund- Länder- Koordinierungsausschusses für ESF- Ange- 
legenheiten geprüft. 


40. Wird die Bundesregierung im nächsten Förderzeitraum den Antrag- 
stellern von Beginn an aUe Anforderungen, Formularvordrucke und 
Mitwirkungspflichten schriftlich mitteilen und die Bundesanstalt 
für Arbeit anweisen, den Arbeitsämtern entsprechende Richtlinien 
zu geben, die Projektträger beim Nachweis der Kofinanzierung zu 
unterstützen? 


Aus den Erfahrungen mit der verwaltungsmäßigen Durchführung 
der Gemeinschaftsinitiativen der abgelaufenen Förderperiode 
werden selbstverständlich Schlußfolgerungen für eine beschleu- 
nigte Bewältigung des Programmablaufs der Gemeinschaftsinitia- 
tiven des Förderzeitraums 1994 bis 1999 gezogen werden. 

Diese Fragen sind Gegenstand laufender Abstimmungen, insbe- 
sondere mit den Bundesländern und der Bundesanstalt für Arbeit. 
Bereits jetzt werden durch Informationsveranstaltungen poten- 
tielle Antragsteller mit Inhalt und Verfahren der neuen Gemein- 
schaftsinitiativen „BESCHÄFTIGUNG'' und „ADAPT" vertraut 
gemacht. 

Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 37 verwiesen. 


41. Wie viele Mittel sind im vergangenen Zeitraum für die Verwaltung 
und Begleitung der Programme ausgegeben worden im Verhältnis 
zu den Mitteln, die direkt an die Projekte geflossen sind (aufge- 
schlüsselt nach BBJ Consult, BMA, BIBB und etwaigen anderen 
beteiligten Institutionen)? 


Zur Beantwortung sind zunächst folgende Hinweise erforderlich: 

Wie bereits in der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage zu NOW in Drucksache 12/5528 und im Vorspann zu die- 
ser Antwort dargelegt, ist die Umsetzung der Gemeinschafts- 
initiativen sehr verwaltungsaufwendig. Um die Bundesregierung 
bei der schwierigen Durchführung zu unterstützen, hat die Kom- 
mission Finanzmittel zur Finanzierung externer Verwaltungshil- 
fen, die Nationale Koordinierungsstellen oder auch Stützungs- 
struktur genannt werden, bewilligt. 

Die von diesen Stellen wahrzunehmenden Aufgaben wurden 
bereits in der Antwort zu Frage 38 aufgeführt. 

Die Bundesregierung hat das Europabüro des Deutschen Paritäti- 
schen Wohlfahrtsverbandes, Bonn, beauftragt, als Nationale Koor- 
dinierungsstelle die Umsetzung der Gemeinschaftsinitiative 
HORIZON durchzuführen. Hierfür stehen für den Zeitraum vom 
1. Juli 1991 bis zum 30. Juni 1995 maximal 3,8 Mio, DM zur Ver- 
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fügung. Das Bundesinstitut für Berufsbildung, Berlin, wurde 
beauftragt, als Nationale Koordinierungsstelle insbesondere die 
inhaltliche Prüfung der Projektanträge, die Beratungstätigkeiten 
sowie die transnationale Umsetzung im Rahmen der Gemein- 
schaftsinitiatven EUROFORM und NOW wahrzunehmen. Für den 
Zeitraum vom 1. Juli 1991 bis 31. März 1995 sind hierfür maximal 
1,8 Mio. DM vorgesehen. Die BBJ-SERVIS gGmbH, Berlin, führt 
im Auftrag der Bundesregierung in der Zeit vom 1. Februar 1992 
bis 30, Juni 1995 das finanztechnische Abwicklungsverfahren der 
Gemeinschaftsinitiativen EUROFORM und NOW durch. BBJ- 
SERVIS gGmbH stehen dafür höchstens 3,1 Mio. DM zur Ver- 
fügung. 

Für die Stützungsstruktur zur Durchführung der Gemeinschafts- 
initiativen HUMANRESSOURCEN hat die Bundesregierung ins- 
gesamt 8,7 Mio. DM gebunden. Dies entspricht 6,1 v. H. der 
insgesamt für Projekte zur Verfügung stehenden Mittel, wobei die 
Stützungsstruktur nicht aus den Projektmitteln finanziert wird. 


42. Welche Trägerorganisationen (unterteilt nach öffentlichen, gemein- 
nützigen und privaten Trägern) haben welchen Zahlungsmodus 
[(a) 50 % mit Zuwendungsbescheid, weitere 30 % auf Antrag, wenn 
die Hälfte der Verwendung des ersten Vorschusses bescheinigt 
worden ist, 20% mit Schlußabrechnung; (b) Jahrestranchen in 
Höhe von 80%; 20% nach Schlußabrechnung, (c) jeweils zwei 
40% -Tranchen im Haushaltsjahr nach entsprechendem Nachweis 
der Kofinanzierung und Verwendungsprüfung, 20 % mit der 
Schlußabrechnung] bekommen? 


Eine Übersicht nach dem Zahlungsmodus und die Unterteilung 
nach der jeweiligen Rechtsform des Projektträgers liegt nicht vor, 
da diese Daten im Rahmen des Zuwendungsverfahrens für die 
Gemeinschaftsinitiativen HUMANRESSOURCEN hier nicht er- 
hoben werden. 

Den für die Projektträger günstigsten Zahlungsmodus (50 v. H. 
nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheides, 30 v. H. auf An- 
trag, wenn mindestens die Verwendung der Hälfte des ersten 
Vorschusses bescheinigt worden ist, und 20 v. H. nach Prüfung der 
vorzulegenden Schlußrechnung) haben 

- 46,3 V. H. der EURO FORM- Projekte, 

- 42,6 V. H. der NOW-Projekte und 

- 44,2 V. H. der HORIZON-Projekte 
Anspruch nehmen können. 


43. Wie viele Rückzahlungen bzw. Kürzungen hat die Bundes- 
regierung bei welchen Trägern (unterteilt nach öffentlichen, 
gemeinnützigen und privaten Trägern) aufgrund von Prüfergeb- 
nissen veranlaßt? 


Bisher haben Prüfungsergebnisse bei Projektträgern noch keine 
Veranlassung zu Rückforderungen oder Kürzungen von bewillig- 
ten Fördermitteln aus der Gemeinschaftsinitiative ergeben. Natür- 
lich muß darauf hingewiesen werden, daß es sich bei den be- 
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willigten Beträgen zunächst nur um Höchstbeträge handelt, die 
im Abrechnungsverfahren an die tatsächhch entstandenen Kosten 
sowie im Hinblick darauf, ob die rechtlichen Vorgaben beachtet 
und nur die förderfähigen Personen gefördert worden sind, ange- 
paßt werden. 

Daß bisher noch keine Mittel zurückgefordert werden mußten, ist 
angesichts der Komplexität der verwaltungsmäßigen Verfahren 
und der hohen Ansprüche, die die Kommission an Projekte und 
Träger stellt, ein durchaus erfreuliches Ergebnis. 
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Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8574 


Bundesrepublik Deutschland 


Finanzplan 1993 


Übersicht 1 

(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 



Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

1. Maßnahmen zugunsten von Frauen 

19,534 

11,499 

5,670') 

2,220*) 

8,035 

41 

2, Maßnahmen zugunsten von Personen- 
gruppen mit bes. Schwierigkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt 

119,268 

65,610 

65,610 


53,659 

45 

3. Qualifizierungsmaßnahmen die auf die bes. 
Bedürfnisse der Langzeitarbeitslosen 
zugeschnitten sind 

155,430 

88,973 

22,539D 

20,124*) 

66,457 

43 

4. Eingliederungshilfen 

4,378 

2,408 

0,602 

1,806 

1,970 

45 

5. Ausbildung in neuen Technologien und 
transnationale Maßnahmen 

65,073 

35,805 

35,805 


29,268 

45 

6, Schwerpunkt übergreifende Maßnahmen 

35,220 

19,366 

6,049D 

6,341*) 

15,854 

45 

Insgesamt Ziel Nr, 3, 

398,903 

223,661 

136,275') 

30,491') 

175,243 

44 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

1. Qualifizieiungsmaßnahmen zugunsten 
besonderer Personengruppen, einschl. 
benachteiligter Jugendlicher 

187,102 

110,114 

67,154*) 

15,043*) 

76,988 

41 

2. Ausbildung in neuen Technologien und 
transnationale Maßnahmen 

67,341 

37,049 

26,488*) 

-) 

30,293 

45 

3. Eingliederungshilfen 

1,876 

1,032 

0,258 

0,774 

0,844 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

256,319 

148,195 

93,900*) 

15,817*) 

108,125 

42 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr, 4 

655,222 

371,856 

230,175*) 

46,308') 

283,368 

43 

Artikel 1 Abs. 2 

23,402 

'2,870 

6,071*) 

2,468*) 

10,532 

45 

ESF Intervention insgesamt 

678,624 

384,726 

236,246*) 

48,776*) 

293,900 

45 


*) Vorläufige Zahlen, da von einigen Ländern Daten noch nicht angegeben werden konnten. 
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Drucksache 12/8574 


Deutscher Bundestag - 12, Wahlperiode 


Finanzplan 1993 

Bund (Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 



Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% *) 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

3.1 Maßnahmen zugunsten von Personen- 
gruppen mit besonderen Schwierigkeiten 
auf dem Arbeitsmarkt 

119,268 

65,610 

65,610 


53,659 

45 

3.2 Schwerpunktübergreifende Maßnahmen, 
insbesondere transnationale Maßnahmen 
und neue Technologien , 

65,073 

35,805 

35,805 


29,268 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

184,341 

101,415 

101,415 


82,927 

45 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

4.1 Maßnahmen zugunsten von Personen- 
gruppen mit besonderen Schwierigkeiten 
auf dem Arbeitsmarkt 

86,732 

47,707 

47,707 


39,024 

45 

4.2 Schwerpunktübergreifende Maßnahmen, 
insbesondere transnationale Maßnahmen 
und neue Technologien 

48,146 

26,488 

26,488 


21,659 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

134,878 

74,195 

74,195 


60,683 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

319,220 

175,610 

175,610 


143,610 

45 

Artikel 1 Abs. 2 

10,871 

6,000 

6,000 


4,871 

45 

ESF Intervention insgesamt 

330,091 

181,610 

181,610 


148,481 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8574 


Baden-Württemberg 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

^ ESF 

Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% ’) 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

Schwerpunkt 1; 

Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
besonderen Bedürfnisse der Langzeitarbeits- 
losen zugeschnitten sind 

7,794 

4,287 



3,507 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

7,794 

4,287 

- 

- 

3,507 

45 

Ziel Nr. 4; Junge Menschen 

Schwerpunkt 1: 

Unterschwerpunkt 1: 
Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten 
benachteiligter Jugendlicher 

8,292 

4,561 



3,731 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

8,292 

4,561 

- 

- 

3,731 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

16,086 

8,848 

- 

- 

7,238 

45 

Artikel 1 Abs. 2 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

ESF Intervention insgesamt 

16,086 

8,848 

- 

- 

7,238 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Drucksache 12/8574 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Bayern 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 

Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% *) 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

3.1 Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
besonderen Bedürfnisse von Langzeit- 
arbeitslosen zugeschnitten sind 

19,631 

10,797 

9,717 

1,080 

8,834 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

19,631 

10,797 

9,717 

1,080 

8,834 

45 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

4.1 Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten von 
benachteiligten Jugendlichen 

1,647 

0,906 

0,816 

0,090 

0,741 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

1,647 

0,906 

0,816 

0,090 

0,741 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

21,278 

11,703 

10,533 

1,170 

9,575 

45 

Artikel 1 Abs. 2 

1,756 

0,966 

- 

0,966 

0,790 

45 

ESF Intervention insgesamt 

23,034 

12,669 

10,533 

2,136‘ 

10,365 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8574 


Berlin 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 



Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% ') 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

Schwerpunkt 1: 

Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
Bedürfnisse von Langzeitarbeitslosen zuge- 
schnitten sind 

10,214 

5,618 

1,404 

4,214 

4,596 

45 

Schwerpunkt 2: 

Eingliederung von Langzeitarbeitslosen 

4,378 

2,408 

0,602 

1,806 

1,970 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

14,592 

8,026 

2,006 

6,020 

6,566 

45 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

Schwerpunkt 1 : 

Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten 
benachteiligter Jugendlicher 

4,378 

2,408 

0,602 

1,806 

1,970 

45 

Schwerpunkt 2: 

Eingliederung von Jugendlichen 

1,876 

1,032 

0,258 

0,774 

0,844 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

6,254 

3,440 

0,860 

2,580 

2,814 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

20,846 

11,466 

2,866 

8,600 

9,380 

45 

Artikel 1 Abs. 2 

0,524 

0,288 

- 

0,288 

0,236 

45 

ESF Intervention insgesamt 

21,370 i 

11,754 

2,866 

8,888 

9,616 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Drucksache 12/8574 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Bremen 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 



Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% ‘) 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

3.1 Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten 
von Frauen, insbesondere Berufsrück- 
kehrerinnen 

6,502 

3,576 

2,234 

1,341 

2,927 

45 

3.2. Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
besonderen Bedürfnisse der Langzeit- 
arbeitslosen zugeschnitten sind 

6,502 

3,576 

2,234 

1,341 

2,927 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

13,004 

7,152 

4,468 

2,682 

5,854 

45 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

4.1 Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten 
von benachteiligten Jugendlichen 

5,239 

2,897 

1,434 

1,463 

2,341 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

5,239 

2,897 

1,434 

1,463 

2,341 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

18,244 

10,049 

5,902 

4,145 

8,195 

45 

Artikel 1 Abs. 2 

0,195 

0,097 

- 

0,097 

0,098 

50 

ESF Intervention insgesamt 

18,439 

10,146 

5,902 

4,242 

8,293 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepls entschieden. 
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Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8574 


Finanzplan 1993 

Hamburg (Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 

Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% ') 

Ziel Nr. 3: 

Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
besonderen Bedürfnisse von Langzeitarbeits- 
losen zugeschnitten sind 

10,342 

5,688 



4,654 

45 

Insgesamt Ziel Nr, 3 

10,342 

5,688 

- 

- 

4,654 

45 

Ziel Nr. 4: 

Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
Bedürfnisse. von benachteiligten Jugend- 
lichen zugeschnitten sind 

5,323 

2,927 



2,396 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

5,323 

2 927 

- 

- 

2,396 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

^ 15,665 

8,615 

- 

- 

7,050 

. 45 

Artikel 1 Abs, 2 

0,825 

0,454 

- 

- 

0,371 

45 

ESF Intervention insgesamt 

16,490 

9,069 

- 

- 

7,421 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Drucksache 12/8574 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Hessen 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 

Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% ') 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

3.1 Qualifizierungsmaßnahmen für Personen- 
gruppen mit besonderen Schwierigkeiten 
auf dem Arbeitsmarkt und für andere 
Langzeitarbeitslose 

9,952 

5,474 

1,336 

4,138 

4,478 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

9,952 

5,474 

1,336 

4,138 

4,478 

45 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

4.1 Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten 
von Jugendhchen mit besonderen 
Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt 
und sonstiger benachteiligter 

Jugendlicher 

9,355 

5,145 

0,132 

5,013 

4,210 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

9,355 

5,145 

0,132 

5,013 

4,210 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

19,307 

10,619 

1,468 

9,151 

8,688 

45 

Artikel 1 Abs. 2 

0,327 

0,180 

- 

0,180 

0,147 

45 

ESF Intervention insgesamt 

19,634 

10,799 1 

1,468 

9,331 

8,835 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8574 


Niedersachsen 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 



Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% ‘) 

Ziel Nr, 3: Langzeitarbeitslose 

Schwerpunkt Nr. 1 : 

Maßnahmen zugunsten von Frauen 

3,268 

1,805 

1,805 


1,463 

45 

Schwerpunkt Nr. 2 : 

Besonders zugeschnittene Qualifizierungs- 

10,893 

5,991 

0,528 

5,463 

4,902 

45 

maßnahmen für Langzeitarbeitslose 
Schwerpunkt Nr. 3 : 

Schwerpunktübergreifende Maßnahmen 

22,536 

12,390 

6,049 

6,341 

10,146 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

36,69? 

20,186 

8,381 

11,804 

16,511 

- 

Ziel Nr. 4: Quahfizierungsmaßnahmen für 
benachteiligte Jugendliche 

22,926 

19,024 

14,927 

4,098 

3,902 

17 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

22,926 

19,024 

14,927 

4,098 

3,902 

17 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

59,623 

39,210 

23,308 

15,902 

20,413 

34 

Artikel 1 Abs. 2 

1,170 

0,585 

- 

0,585 

0,585 

50 

ESF Intervention insgesamt 

60,793 

39,795 

23,308 

16,487 

20,998 

35 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Drucksache 12/8574 Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Nordrhein-Westfalen 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitgliedstaats 

ESF 



Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% ') 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

3.1 Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten 
von Frauen 

6,537 

3,610 



2,927 

45 

3.2 Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
bes. Bedürfnisse der Langzeitarbeitslosen 
zugeschnitten sind 

47,708 

26,244 



21,464 

45 

3.3 Sch werpunktüber greif ende Maßnahmen 

12,682 

6,975 

- 

- 

5,707 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

66,927 

36,829 

- 

- 

30,098 

45 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

4.1 Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten 
von Jugendlichen mit bes. Schwierig- 
keiten auf dem Arbeitsmarkt und sonst, 
benachteiligter Jugendlicher 

28,271 

15,564 



12,707 

45 

4.2 Sonst. Maßnahmen zug. von Jugendlichen 
einschl. des Bereichs neuer Technologien 

19,195 

10,561 

— 

— 

8,634 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

47,466 

26,125 

- 

- 

21,341 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

114,393 

62,954 

- 

- 

51,439 

45 

Artikel 1 Abs. 2 

6,074 

3,341 

- 

~ 

2,733 

45 

ESF Intervention insgesamt 

120,467 

1 66,295 

- 

- 

54,172 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8574 


Rheinland-Pfalz 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des Mitghedstaats 

ESF 

Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

3.1 Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
besonderen Bedürfnisse der Langzeit- 
arbeitslosen zugeschnitten sind 

8,537 

4,798 



3,739 

44 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

8,537 

4,798 

- 

- 

3,739 

44 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

4.1 Qualifizierungsmaßnahmen zugunsten 
von benachteihgten Jugendlichen 

3,707 

2,105 



1,602 

43 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

3,707 

2,105 

- 

- 

1,602 

43 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

12,244 

6,903 

- 

- 

5,341 

44 

Artikel 1 Abs. 2 

- 

- 

- 

- 

- 


ESF Intervention insgesamt 

12,244 

6,903 

- 

- 

5,341 

44 

1 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteüigungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Drucksache 12/8574 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Saarland 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



ÖffenÜiche 

Ausgaben 

insgesamt 

ÖffenÜiche Ausgaben des Mitghedstaats 

ESF 

Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

3.1 Qualifizierungsmaßnahmen, die auf die 
besonderen Bedürfnisse der Langzeit- 
arbeitslosen zugeschnitten sind 

9,624 

5,292 



4,332 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

9,624 

5,292 

- 

- 

4,332 

45 

Ziel Nr. 4: Junge Menschen 

4.1 Quahfizierungsmaßnahmen zugunsten 
von Jugendlichen mit bes. Schwierig- 
keiten auf dem Arbeitsmarkt und sonst, 
benachteihgter Jugendlicher 

5,020 

2,762 



2,258 

45 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

5,020 

2,762 

- 

- 

2,258 

45 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

14,644 

8,054 

- 

- 

6,590 

45 

Artikel 1 Abs. 2: 

Technische Hilfe einschl. Maßnahmen zur 
Orientierung und Beratung 

0,976 

0,537 



0,439 

45 

ESF Intervention insgesamt 

15,620 

1 

8,591 

1 

1 

7,029 

45 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode DrUCkSBChe 12/8574 


Schleswig-Holstein 


Finanzplan 1993 


(Mio. ECU) 



Öffentliche 

Ausgaben 

insgesamt 

Öffentliche Ausgaben des MitgUedstaats 

ESF 



Ins- 

gesamt 

Bund und 
Bundes- 
anstalt 
für Arbeit 

Land 

und 

Gemein- 

den 

ESF- 

Zuschuß 

% *) 

Ziel Nr. 3: Langzeitarbeitslose 

Schwerpunkt 1: 

Qualifizierungsmaßnahmen für Frauen 

3,227 

2,509 

1,631 

0,878 

0,718 

22 

Schwerpunkt 2: 

Quahfizierungsmaßnahmen, die auf die 
besonderen Bedürfnisse der Langzeitarbeits- 
losen zugeschnitten sind 

14,233 

11,209 

7,321 

3,888 

3,024 

21 

Insgesamt Ziel Nr. 3 

17,460 

13,718 

8,952 

4,766 

3,742 

21 

Ziel Nr. 4; Junge Menschen 

Schwerpunkt 1: 

Qualifizierungsmaßnahmen für benachteiligte 
Jugendliche 

6,213 

4,109 

1,537 

2,572 

2,104 

34 

Insgesamt Ziel Nr. 4 

6,213 

4,109 

1,537 

2,572 

2,104 

34 

Insgesamt Ziele Nr. 3 und Nr. 4 

23,673 

17,827 

10,489 

7,338 

5,846 

25 

Artikel 1 Abs. 2 

0,685 

0,422 

0,071 

0,351 

0,263 

38 

ESF Intervention insgesamt 

24,358 

18,249 

10,560 

7,689 

6,109 

25 


1) Der Beteiligungssatz soll im Normalfall 45 % betragen; über den endgültigen Beteiligungssatz wird bei der Umsetzung 
des Förderkonzepts entschieden. 
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